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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Altölbeseitigung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die Behandlung, die Ableitung, die 
Lagerung und die Sammlung von Altölen weichen 
voneinander ab. Diese Unterschiede hemmen den 
Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft und wir- 
ken sich daher unmittelbar auf das Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes aus. 

Jede Regelung der Altölbeseitigung muß in erster 
Linie dem Schutz der Umwelt gegen nachteilige Aus- 
wirkungen der Ableitung, der Lagerung oder der 
Behandlung dieser öle dienen. 

Die Wiederverwendung der Altöle kann erheblich 
zu einer Politik der Versorgung mit Brennstoffen 
beitragen. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz, das durch die Er- 
klärung vom 22. November 1 973 1 ) vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaften und den im Rat ver- 
einigten Vertretern der Regierungen der Mitglied- 
staaten gebilligt wurde, hebt die Bedeutung der Be- 
seitigung der Altöle ohne Beeinträchtigung der Um- 
welt hervor. 

Der Anfall an Altölen und insbesondere an Emul- 
sionen erhöht sich laufend beträchtlich in allen Mit- 
gliedstaaten. 


Ein wirksames und zusammenhängendes System 
der Behandlung dieser Öle, welches den innerge- 
meinschaftlichen Warenverkehr nicht hemmt und die 
Wettbewerbsbedingungen nicht beeinträchtigt, muß 
auf alle Erzeugnisse Anwendung finden, auch auf 
solche, die nur teilweise aus ölen bestehen, und muß 
deren unschädliche Behandlung zu wirtschaftlich be- 
friedigenden Bedingungen vorsehen. 

Ein solches System muß die Behandlung, die Ab- 
leitung, die Lagerung und die Sammlung der Altöle 
regeln, sowie ein Genehmigungserfordernis der 
Altölsammel- oder -beseitigungsunternehmen sowie 
eine Pflicht zur Sammlung und Beseitigung dieser 
öle für gewisse Fälle und geeignete Kontrollverfah- 
ren vorsehen. 

In den Fällen, in denen bestimmte LJnternehmen 
zur Sammlung und Beseitigung der Altöle verpflich- 
tet sein werden, muß der Teil ihrer damit zusam- 
menhängenden und nicht durch Einnahmen gedeck- 
ten Kosten durch Zuschüsse ausgeglichen werden. 
Die Mittel für diese Zuschüsse sind durch eine Ab- 
gabe auf neue und aufbereitete öle aufzubringen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Altöl im Sinne dieser Richtlinie ist jedes gebrauchte 
halbfeste oder flüssige Erzeugnis, welches ganz oder 
teilweise aus Mineralöl oder synthetischem Öl be- 
steht, einschließlich öliger Rückstände aus Behältern 
und Emulsionen. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Vor- 
schriften, damit die Beseitigung von Altölen durch 
Wiederverwendung (Aufbereitung und/oder Ver- 
brennung) erfolgt. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973 
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Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Vor- 
schriften, damit verboten werden: 

1. das Ableiten von Altölen in Oberflächengewäs- 
ser, Grundwasser, Küstengewässer und Kanali- 
sationen; 

2. die Lagerung und Ableitung von Altölen, welche 
schädliche Auswirkungen auf den Boden haben, 
sowie jede unkontrollierte Ablagerung von Rück- 
ständen aus der Aufarbeitung von Altöl; 

3. jede Behandlung von Altölen, welche eine Luft- 
verunreinigung hervorruft, die über das nach dem 
Stand der Technik unvermeidliche Mindestmaß 
hinausgeht. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß- 
nahmen, damit die schadlose Sammlung und Besei- 
tigung von Altölen gewährleistet ist. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß- 
nahmen, damit in den Fällen, in denen dies wirt- 
schaftlich nicht rentabel ist, ein oder mehrere der im 
folgenden Artikel bezeichneten Unternehmen die 
ihnen von den Besitzern angebotenen Erzeugnisse 
sammeln und oder beseitigen, gegebenenfalls in dem 
ihnen von der zuständigen Behörde zugewiesenen 
Bezirk. 

Artikel 6 

Jedes Unternehmen, das Altöl sammelt und/oder 
beseitigt, bedarf der Genehmigung. Diese wird von 
der zuständigen Behörde nach Prüfung der Anlagen 
erteilt und enthält die dem Stand der Technik ent- 
sprechenden Auflagen. 


Artikel 7 

Wer Altöle besitzt, die er nicht selbst unter Beach- 
tung der gemäß den Artikeln 2 und 3 erlassenen 
Vorschriften beseitigen kann, hat diese zur Verfü- 
gung eines oder mehrerer Unternehmen im Sinne des 
Artikels 5 zu halten. 


Artikel 8 

Die Besitzer von Altölen, deren Gehalt an Fremdstof- 
fen einen bestimmten Anteil übersteigt, der nach Art 
und Menge der Erzeugnisse von den zuständigen 
Stellen festgesetzt wird, haben diese öle getrennt 
zu lagern. 

Artikel 9 

Unternehmen, welche Altöle sammeln und/oder be- 
seitigen, müssen diese so behandeln, daß keine ver- 
meidbare Beeinträchtigung der Umwelt (Gewässer, 
Luft, Boden) eintritt. 


Artikel 10 

Jedes Unternehmen, welches jährlich Altöle in 
Mengen über 200 1 besitzt, sammelt und/oder besei- 
tigt, hat ein Nachweisbuch zu führen, das Angaben 
über die Mengen, die Beschaffenheit, die Herkunft, 
den Aufbewahrungsort sowie die Abgabe und Über- 
nahme enthält, wobei insbesondere das Datum von 
Abgabe und Übernahme einzutragen ist. 

Artikel 11 

Jedes Unternehmen, das Altöle beseitigt, hat der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen alle Auskünfte 
über die von ihm vorgenommene Beseitigung oder 
die Lagerung von Altölen oder ihrer Rückstände zu 
erteilen. 

Artikel 12 

Unternehmen im Sinne des Artikels 6, welche Altöle 
besitzen oder beseitigen, werden in regelmäßigen 
Zeitabständen insbesondere darauf überprüft, daß 
die Genehmigungsbedingungen eingehalten werden. 


Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten gewähren jedem Unternehmen, 
welches gemäß Artikel 5 zur Abholung und/oder Be- 
seitigung von Altölen verpflichtet ist, einen Zuschuß 
in anderer als steuerlicher Form als DiUnstleistungs- 
entgelt. 

Dieser Zuschuß darf nicht hoher sein als es zum Aus- 
gleich der jährlichen ungedeckten und tatsächlich 
festgestellten Kosten und zur Erzielung eines ange- 
messenen Gewinns erforderlich ist. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. April 1974 - 1/4 -680 70- E- Al 5/1/74 : 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf ten 
vom 25. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Der Betrag der bei Berechnung des Zuschusses be- 
rücksichtigten Kosten darf nicht die mittleren Kosten 
der Gesamtheit der Unternehmen übersteigen, wel- 
che unter ähnlichen Bedingungen dieselbe Tätigkeit 
in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft verrichten. 


Artikel 14 

Die Mittel zur Zahlung der Zuschüsse werden durch 
eine Abgabe auf die zum Verbrauch abgefertigten 
Erzeugnisse aufgebracht, durch deren Verwendung 
Altöle entstehen. 


Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten teilen in regelmäßigen Abstän- 
den der Kommission ihre technischen Erkenntnisse 
sowie die Erfahrungen und Ergebnisse mit, welche 
sich aus der Anwendung der aufgrund der vorliegen- 
den Richtlinie erlassenen Vorschriften ergeben. 

Die Kommission übermittelt den anderen Mitglied- 
staaten eine Gesamtübersicht dieser Angaben. 


Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten erstellen alle drei Jahre einen 
Bericht über den Stand der Altölbeseitigung in ihrem 
Land. Diese Berichte werden der Kommission über- 
mittelt. 


Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 18 Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
teilen dies unverzüglich der Kommission mit. 


Artikel 18 

Die aufgrund der vorliegenden Richtlinie von den 
Mitgliedstaaten erlassenen Vorschriften können auf 
im Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie beste- 
hende Unternehmen im Sinne des Artikels 6 schritt- 
weise binnen drei Jahren nach Bekanntgabe gemäß 
Artikel 17 angewandt werden. 


Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 20 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag erfolgt im Rah- 
men des Aktionsprogramms der Gemeinschaft für 
den Umweltschutz vom 22. November 1973 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 vom 
20. Dezember 1973). Dieses Programm hebt den vor- 
rangigen Charakter der Beseitigung der Altöle her- 
vor. Des weiteren haben im Rahmen der Vereinba- 
rung der im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten vom 5. März 1973 über die 
Unterrichtung der Kommission und der Mitgliedstaa- 
ten im Hinblick auf die etwaige Harmonisierung von 
Dringlichkeitsmaßnahmen im Bereich des Umwelt- 
schutzes für das gesamte Gebiet der Gemeinschaft 2 ) 
die französische und die niederländische Regierung 
der Kommission Entwürfe von Rechtsvorschriften 
vorgelegt, die u. a. die Beseitigung von Altölen be- 
treffen. Die Kommission hat die Regierungen Frank- 
reichs und der Niederlande von ihrer Absicht unter- 
richtet, dem Rat innerhalb der gemäß dem Informa- 
tionsabkommen vorgesehenen Fristen zu diesem Ge- 
genstand den Vorschlag einer Richtlinie vorzulegen. 

Die Verschmutzung des Bodens und der Gewässer 
durch Altöle wirft ein Problem auf, das infolge der 
verstärkten Industrialisierung und Verstädterung 
sowie der Entwicklung der Verkehrsmittel dringlich 
wird. Gewisse Behandlungsarten dieser Altöle sind 
außerdem neue Ursachen von Verschmutzungen, ins- 
besondere der Luft. 

Man kann feststellen, daß sich die Mengen von Altöl 
laufend erhöhen; dies gilt insbesondere für Emulsio- 
nen, die zu einem großen Teil ohne Kontrolle besei- 
tigt werden (s. Übersicht gemäß Anlage). 

Die Tragweite des Problems und die Eilbedürftig- 
keit einer befriedigenden Lösung werden dadurch 
unterstrichen, daß die unkontrollierte Beseitigung 
von Altölen sich in einigen Mitgliedstaaten auf 20 
bis 60 v. H. aller Altöle beläuft und daß die daraus 
folgende Gewässerverschmutzung nach gewissen 
Schätzungen ungefähr 20 v. H. der Gesamtver- 
schmutzung industriellen Ursprungs ausmacht. Dar- 
aus folgt, daß es eines der Hauptziele des vorliegen- 
den Vorschlags einer Richtlinie ist, einen wirksamen 
Schutz des Wassers, der Luft und des Bodens gegen 
nachteilige Auswirkungen der Ableitung, der Lage- 
rung und der Behandlung dieser öle zu schaffen. 

Außerdem ist festzustellen, daß die Aufbereitung der 
Altöle als Schmierstoffe und Energiequellen von er- 
heblichem Interesse ist. Demgemäß spricht sich die 
Richtlinie in ihrem Artikel 2 gegen die Vernichtung 
von Altölen aus. 

Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die inner- 
halb der Gemeinschaft auf diesem Gebiet gelten, 
weisen überdies gewisse Lücken auf, die dem Um- 
weltschutz abträglich sind. 


Schließlich zeigen die bestehenden oder beabsichtig- 
ten einzelstaatlichen Vorschriften auf dem in dem 
Kommissionsvorschlag geregelten Gebiet wesent- 
liche Unterschiede auf. 

Die Bundesrepublik Deutschland und Dänemark ken- 
nen ins einzelne gehende und vollständige Gesetz- 
gebungen, welche ein Sammel- sowie Finanzierungs- 
system vorsehen, um eine unschädliche Beseitigung 
der Altöle sicherzustellen. In der Bundesrepublik 
Deutschland wurde gemäß Gesetz vom 23. Dezember 
1968 über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbesei- 
tigung ein Fonds zur Abgeltung der nichtgedeckten 
Kosten der Altölbeseitigung errichtet. Die Mittel die- 
ses Fonds werden durch eine Abgabe auf zum Ver- 
brauch gelangende Schmieröle aufgebracht. Ein nie- 
derländischer Gesetzesentwurf über chemische Ab- 
fälle und Altöle sieht ebenfalls ein zusammenhän- 
gendes System vor, das dem deutschen vergleichbar 
ist (Abhol- und Beseitigungssystem, Abgabe und Zu- 
schüsse zur Abgeltung der nichtgedeckten Kosten). 
Im Vereinigten Königreich stellt das Gesetz eine 
Kontrolle über umweltverschmutzende Abfälle, ins- 
besondere Altöle, sicher. Frankreich kennt einen 
Verordnungsentwurf, welcher die Ableitung von 
Schmierstoffen und ölen regelt. In Frankreich und 
in Italien werden regenerierte öle steuerlich ent- 
lastet, um die unschädliche Beseitigung der Altöle 
zu gewährleisten und ihre Wiederverwendung zu 
fördern. Die anderen Mitgliedstaaten kennen weder 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, noch Ent- 
würfe, welche speziell die Altöle betreffen; in eini- 
gen Fällen sehen allgemeine Vorschriften den Schutz 
der Gewässer sowie der Luft gegen Verschmutzung 
vor. 

Diese Disparitäten können unterschiedliche Bela- 
stungen von Mitgliedstaaten, Wirtschaftszweigen 
oder Unternehmen innerhalb der Gemeinschaft mit 
sich bringen und so das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes beeinträchtigen sowie Wettbewerbs- 
verzerrungen hervorrufen. 

Der beigefügte Vorschlag einer Richtlinie, gestützt 
auf Artikel 100 des EWG-Vertrags, zielt demgemäß 
darauf ab, die Gesetzgebungen anzugleichen und so 
eine zusammenhängende Regelung zu schaffen, die 
in allen Mitgliedstaaten anwendbar sein wird. 

Die Kommission hatte außerdem, bevor der vorlie- 
gende Vorschlag erarbeitet wurde, eine Arbeits- 
gruppe von Regierungssachverständigen gebildet, 
der es oblag, die mit der Altölbeseitigung zusam- 
menhängenden Fragen zu untersuchen. Diese Gruppe 
war viermal zusammengetreten. 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 9 
vom 15. März 1973 
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II. Erläuterungen einiger Artikel 

Artikel 1 

Die Bestimmung des Begriffs „Altöle" geht dahin, 
der Richlinie einen möglichst weitgehenden Anwen- 
dungsbereich zu geben und gleichzeitig allzu große 
Unterschiede in der Auslegung zu vermeiden. Ge- 
wisse Rückstände sowie die Emulsionen, deren Besei- 
tigung besondere technische und wirtschaftliche Pro- 
bleme aufwerfen kann, sind ausdrücklich erwähnt. 

Artikel 2 

Die Aufarbeitung und die Verbrennung von Altölen 
stellen die Beseitigungsarten dar, welche am wenig- 
sten schädlich für die Umwelt sind. Es ist daher ange- 
zeigt, soweit wie möglich die Verwendung dieser 
Beseitigungsarten zu fördern. Die einfache Vernich- 
tung von Altölen dürfte nicht mehr zulässig sein. 

Artikel 3 

Die Beseitigung von Altölen ohne Beeinträchtigung 
der Umwelt setzt erhebliche Beschränkungen voraus, 
die bis zum Verbot jeder Ableitung oder Ablage- 
rung gehen können und gleichermaßen den Schutz 
der Binnen- und Küstengewässer, des Bodens und 
der Luft betreffen. 

Artikel 4 

Es ist unerläßlich, daß die Mitgliedstaaten durch Ein- 
satz geeigneter Mittel die Sammlung und Beseitigung 
der Altöle gewährleisten. 

Artikel 5 

Um sicherzustellen, daß die Altöle tatsächlich gesam- 
melt und beseitigt werden, sind ein oder mehrere 
ordnungsgemäß genehmigte Unternehmen unter ge- 
wissen Voraussetzungen zur Sammlung und Besei- 
tigung verpflichtet. Die technischen und wirtschaft- 
lichen Besonderheiten der Altölsammlung und/oder 
-Beseitigung bringen es mit sich, daß diese Tätigkei- 
ten nicht immer wirtschaftlich rentabel sind. Eür die- 
se Fälle ist eine Abholpflicht vorgesehen. 

Die Bestimmung der Einzelheiten der Pflichtsamm- 
lung und Beseitigung ist der Beurteilung der zustän- 
digen Behörden überlassen; gegebenenfalls können 
diese Bezirke einrichten, innerhalb derer die Sam- 
melpflicht gilt. 

Da die Sammelpflicht nur für bestimmte, besondere 
Situationen erforderlich ist, ist ein entsprechendes 
Recht des Besitzers auf Abholung seiner Erzeugnisse 
nicht geboten. 

Artikel 6 

Mit der Erteilung einer Genehmigung wird den Un- 
ternehmen, die Altöle sammeln und/oder beseitigen, 


bestätigt, daß sie über die erforderlichen Einrichtun- 
gen verfügen. 

Artikel 7, 8, 9, 10 

Diese Vorschriften vervollständigen das Verbots- 
und Beseitigungssystem. 

Artikel 11, 12 

Die vorgesehenen Kontrollen sind zum Funktionie- 
ren des Verbots- und Beseitigungssystems unerläß- 
lich. 

Artikel 13 

Die Sammlung und Beseitigung von Altölen wird im 
allgemeinen ohne staatlichen Eingriff vorgenommen. 

Dies trifft jedoch nur zu, soweit die Sammel- und/ 
oder Beseitigungsunternehmen in der Lage sind, Ge- 
winne zu machen oder wenigstens ihre Kosten zu 
decken. Da dies in gewissen Situationen nicht mög- 
lich ist, und da bestimmte Unternehmen zum Abho- 
len und/ oder Beseitigen verpflichtet werden können, 
ist ein Ausgleich für diesen geleisteten Dienst vorge- 
sehen. 

Um einen allzu großen Ermessensspielrauin bei der 
Gewährung von Zuschüssen an diese Unternehmen 
zu vermeiden, sind deren Voraussetzungen hinrei- 
chend genau und gleichzeitig auch für Sonderfälle 
anwendbar festgelegt. Der Ausgleich wird unter Be- 
rücksichtigung der nicht gedeckten, tatsächlich fest- 
gestellten Kosten sowie eines angemessenen Ge- 
winns bestimmt. 

Maßnahmen steuerlichen Charakters (z. B. steuer- 
liche Entlastungen) lassen eine Abstufung des Aus- 
gleichs nach Regionen oder LJnternehmen nicht zu 
und sind daher auszuschließen. 

Artikel 14 

Nur eine Abgabe auf die zum Verbrauch abgefer- 
tigten neuen und regenerierten Erzeugnisse erlaubt 
es, das Verursachungsprinzip anzuwenden. 

Unter zum Verbrauch bringen wird der Ausgang des 
der Abgabe unterworfenen Erzeugnisses aus dem 
Herstellungsbetrieb zum Verkauf oder zur Verwen- 
dung, der Verbrauch innerhalb dieses Betriebes so- 
wie die Einfuhr des Erzeugnisses verstanden. 


III. Anhörung des Parlaments sowie des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen ist ge- 
mäß den Vorschriften des Artikels 100 Absatz 2 
vorgeschrieben. 
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Anhang 

Übersicht 

Aufzählung der gebrauchten Mengen von Schmieröl trolliert beseitigt werden, insgesamt und in Prozent- 
insgesamt und pro Einwohner, der Mengen ge- zahlen innerhalb der Länder der EWG 1972 in 
brauchter öle, der Mengen von Altölen, die unkon- 1000 t 




Verbrauch 

Schmieröle 

Zahl der 
Einwohner 
in Mio. 

Verbrauch 
p. Einw. 
in Liter 
p. Jahr 

Menge 

gebrauchtes 

öl 

Id. in % 
der Gesamt- 
zahl 

Unkon- 

trolliert 

beseitigte 

Mengen 

Id. 
in 0 o 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 . 

Deutschland 

1081 

58.6 

18.5 

520 

48 

57 *) 

8.7*) 

2. 

Frankreich 

834 

48.9 

17 

458 

55 

120 

26 

3. 

Italien 

548 

51.6 

10.5 

275 

50 

134 

48.5 

4. 

Vereinigtes 

Königreich 

1295 

52.3 

25 

650 

50 

85 

13 

5. 

Irland 

35 

4.4 

8 

17.5 

50 

? 

? 

6 . 

Dänemark 

90 

4.8 

19 

45 

50 

? 

? 

7. 

Belgien 

? 

9.5 

? 

? 

? 

? 

? 

8. 

Luxemburg 

11.3 

0.3 

37.5 

0.6 

50 

0.6 

100 

9. 

Niederlande 

209 

12.3 

16.5 

105 

50 

45 

43 

10. 

Insgesamt 

4103.3 



2071.1 


441.6 



Der Prozentsatz der Wiedergewinnung beträgt dem- Wirkungen, die das auf die Umwelt sowie eine zu- 
gemäß etwa 50 v. H.. Nach übereinstimmenden An- sammenhängende Politik der Versorgung mit Brenn- 
gaben wird zur Zeit lediglich eine Million t Altöl auf- stoffen hat. 
bereitet, d. h. 1 Mio. t ist als Rohstoff in Form von 

Energie oder Schmierstoffen verloren mit den Aus- ♦) Diese Zahlen gelten für 1971. 
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